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Schriftliche Kleine Anfrage

der Abgeordneten Farid Müller (GAL) 
Betr.: Sicherungsverwahrung in Hamburg nach Inkrafttreten des Sicherungsverwahrvollzugsgesetzes am 1. Juni 2013
Die Bürgerschaft hat im Mai das Vollzugsgesetz für die Sicherungsverwahrung in Hamburg mit den Stimmen von SPD und CDU verabschiedet. Streit gab und gibt es über die Einschätzung, ob dieses Gesetz den verfassungsrechtlich gebotenen Abstand zum Strafvollzug in der Praxis einhält. Oder ob durch Aufweichung des Gesetzes über interpretierbare Klauseln dieser Abstand nicht mehr gewährleistet ist. Das Gesetz ist am 1. Juni 2013 in Kraft getreten. 
Vor diesem Hintergrund fragen ich den Senat: 

1. Trifft es zu, dass die Sicherungsverwahrten bei Haftausführungen und Haftausgängen sich regelmässig nackend ausziehen und ihre Kleidung vor den Augen des Vollzugspersonals wechseln müssen? Obwohl das Gesetz diese Handhabe in § 65 Abs.2 nur bei Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der Anstaltsleitung im Einzelfall vorsieht.
2. Teilt der Senat die Ansicht, dass eine solche Praxis bei Haftlockerungen zu einer Abschreckung bei den Betroffenen führt und so die vom Verfassungsgericht eingeforderte Freiheitsorientierung des Vollzuges hintertreibt? Wenn nein, warum nicht?

3. Trifft es zu, dass nur 2 der aktuell untergebrachten Sicherungsverwahrten von der Gemeinschaftsverpflegung ausgenommen sind? Wenn ja, warum wird den anderen Sicherungsverwahrten nicht diese Möglichkeit eingeräumt, um die Angleichung an die Lebensverhältnisse draußen zu beschleunigen?

4. Trifft es zu, dass die Sicherungsverwahrten aus Schleswig-Holstein sich für eine eigenständige Verpflegung das notwendige Küchenmaterial anders als in Schleswig-Holstein selbst kaufen müssen? Wenn ja, warum wurde hier keine entsprechende Übergangsregelung gefunden?

5. Trifft es zu, dass die Telefongespräche der Sicherungsverwahrten, anders als in Schleswig-Holstein, nicht frei in der Auswahl sind, sondern vorher mit Nummernangabe genehmigt werden müssen? Wenn ja, warum?
6. Trifft es zu, dass es den Sicherungsverwahrten aus Schleswig-Holstein noch nicht wie den Hamburger Verwahrten gestattet ist, therapeutische Hilfe von Außen in Anspruch zu nehmen? Wenn ja, warum?

7. Trifft es zu, dass die Besuchsmöglichkeiten für die Sicherungsverwahrten in der Praxis schlechter ausgestattet sind, als die der Strafgefangenen, weil zum Beispiel keine Getränke und Gebäck mitgenommen werden darf und die Räumlichkeiten gänzlich andere sind? Wenn ja, warum?
